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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 

bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. vertritt die Auffassung, dass eine ausgeprägte und wirksamere internationale 

Zusammenarbeit mit einer Verpflichtung zu zentralen Werten und Normen der EU, wie 

Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit und die Grundsätze des Völkerrechts, ein aktiver 

Meinungs- und Informationsaustausch, ein entschlossenes Vorgehen gegen Armut und 

Ungleichheit auf nationaler Ebene sowie stabile und alle Bevölkerungsgruppen 

einbeziehende Regierungen in Drittstaaten ausschlaggebend dafür sind, dass 

Abschreckungs- und Gegenmaßnahmen gegen die von Terrorgruppierungen ausgehende 

Bedrohung ergriffen werden und der Radikalisierung europäischer Bürger Einhalt geboten 

wird; 

2. fordert die Mitgliedstaaten zur Zusammenarbeit und zur konsequenten gegenseitigen 

Unterstützung bei den Anstrengungen zum Vorgehen gegen gewaltbereiten Extremismus 

auf, einschließlich durch die Abstimmung der Planungen und Anstrengungen sowie die 

Weitergabe der gezogenen Lehren; weist darauf hin, dass die Kontrollen an den 

Außengrenzen des Schengen-Raums verbessert werden müssen; 

3. ersucht die EU, auf der Grundlage der einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats der 

Vereinten Nationen (insbesondere Resolution 2178/2014) weitere Leitlinien und 

Grundsätze für die Terrorismusbekämpfung auszuarbeiten; 

4. fordert internationale Beiträge zu dem vom Entwicklungsprogramm der Vereinten 

Nationen (UNDP) getragenen Finanzierungsmechanismus, um die unmittelbare 

Stabilisierung von Gebieten, aus denen Da‘ish verdrängt worden ist, zu ermöglichen; 

5. ist besorgt darüber, dass das Phänomen, dass sich Unionsbürger dschihadistischen bzw. 

extremistischen Gruppen anschließen, sowie das spezifische Sicherheitsrisiko, das von 

ihnen bei ihrer Rückkehr in die EU und angrenzende Länder ausgeht, bei einem 

Versäumnis, die Umstände anzugehen, die die Verbreitung des Terrorismus begünstigen, 

mit hoher Wahrscheinlichkeit in den kommenden Jahren noch weiter zunehmen werden, 

insbesondere in Anbetracht der andauernden militärischen Eskalation im Nahen Osten und 

in Nordafrika (MENA-Region); fordert die Durchführung einer umfassenden Studie zur 

Wirksamkeit nationaler und EU-Maßnahmen zur Verhinderung und Bekämpfung des 

Terrorismus; 

6. betont, dass Terrorismus mit keiner Religion, Staatsangehörigkeit oder Zivilisation in 

Verbindung gebracht werden kann oder darf; 

7. regt die Ausarbeitung vorbeugender und regelmäßig zu überarbeitender Initiativen in 

Bezug auf Sicherheit sowie zur Terrorismusbekämpfung und Entradikalisierung auf der 

Ebene der Mitgliedstaaten, auf Ebene der EU und auf internationaler Ebene an; fordert 

eine bessere Koordinierung der Außen- und Innenpolitik, um für angemessene Reaktionen 

auf die aufkommenden Bedrohungen zu sorgen; ruft zur Intensivierung der 

Zusammenarbeit bei der Terrorismusbekämpfung mit benachbarten Staaten und 
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regionalen Akteuren auf; erkennt an, dass Radikalisierung auch ein geopolitisches Thema 

und ein Thema für die Nachbarschaftspolitik ist; weist darauf hin, dass sämtliche 

Finanzhilfen auf ihre möglicherweise unterstützende Wirkung auf terroristische 

Aktivitäten überprüft werden sollten, und fordert die Überprüfung aller externen 

Finanzierungsquellen; 

8. fordert die EU auf, bei der Umsetzung von Maßnahmen zur Verhinderung und 

Unterbrechung der Reisen von ausländischen Kämpfern stärker zusammenzuarbeiten, 

unter anderem durch neue Kapazitätsaufbauprojekte (z. B. Grenzkontrollen) mit den 

Partnern sowie durch gezieltere EU-Unterstützung, etwa indem Aktionspläne zur 

Terrorismusbekämpfung ausgearbeitet werden; betont, dass die Menschenrechte im 

Zentrum der Strategien zur Terrorismusbekämpfung stehen müssen; spricht sich für eine 

Ausweitung des politischen Dialogs der EU mit der Liga der Arabischen Staaten, der 

Organisation der Islamischen Zusammenarbeit, der Afrikanischen Union und anderen 

einschlägigen regionalen Akteuren und Koordinierungsstrukturen, wie der G5 der 

Sahelzone, aus; fordert die EU auf, Waffenexporte, von denen Terroristen profitieren 

könnten, eng zu überwachen; 

9. begrüßt die Bereitschaft der Hohen Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und 

Sicherheitspolitik, Federica Mogherini, Projekte zur Prävention von Radikalisierung in 

Drittstaaten – und zwar in Jordanien, Libanon, Irak sowie im Maghreb und in der 

Sahelzone – zu unterstützen, wie im Bericht über die Durchführung der Folgemaßnahmen 

zur Tagung des Europäischen Rates vom 12. Februar 2015 dargelegt wird; stellt fest, dass 

nun sichergestellt werden muss, dass diese Projekte schnellstmöglich finanziell unterstützt 

werden; 

10. fordert die EU auf, ihre Zusammenarbeit mit Partnern in der Region zu verstärken, um 

den illegalen Waffenhandel, insbesondere in Ursprungsländer des Terrorismus, zu 

unterbinden und um Waffenexporte, von denen Terroristen profitieren könnten, genau im 

Auge zu behalten; fordert ferner eine Stärkung der Instrumente der Außenpolitik und der 

Zusammenarbeit mit Drittländern, um die Finanzierung terroristischer Organisationen zu 

unterbinden; 

11. fordert die EU zur Führung eines zielgerichteten und verbesserten Dialogs über 

Sicherheitsfragen und Terrorismusbekämpfung mit Algerien, Ägypten, Irak, Israel, 

Jordanien, Marokko, Libanon, Saudi Arabien, Tunesien und dem Golf-Kooperationsrat 

auf; vertritt die Auffassung, dass die Zusammenarbeit mit der Türkei im Einklang mit den 

Schlussfolgerungen des Rates (Allgemeine Angelegenheiten) vom Dezember 2014 

ebenfalls ausgebaut werden sollte; 

12. fordert den Rat auf, die EU-Regionalstrategie für Syrien und Irak und die Strategie für die 

Terrorismusbekämpfung und das Vorgehen gegen ausländische Kämpfer in Bezug auf 

Syrien und Irak, die am 16. März 2015 angenommen wurden, sowie andere Initiativen, 

wie etwa das Aufklärungsnetzwerk der Kommission gegen Radikalisierung, fortlaufend 

an die Entwicklung der Sicherheitslage in der südlichen Nachbarschaft der EU anzupassen 

und auszubauen; ruft die Mitgliedstaaten ferner zur Förderung von gegenseitiger Achtung 

und Verständnis als wesentliche Bestandteile der Terrorismusbekämpfung auf – sowohl 

innerhalb der EU und ihrer Mitgliedstaaten als auch in Drittländern; 

13. fordert die VP/HV und den Rat auf, in deutlichen Worten die jahrzehntelange finanzielle 
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und ideologische Unterstützung extremistischer islamistischer Bewegungen durch einige 

Regierungen und einflussreiche Einzelpersonen in den Golfstaaten zu verurteilen; fordert 

die Kommission auf, die Beziehungen der EU zu Drittländern einer Überprüfung zu 

unterziehen, um die materielle und ideelle Unterstützung des Terrorismus wirksamer zu 

bekämpfen; erinnert daran, dass im Zuge der derzeit laufenden Überprüfung der 

europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) der Sicherheitsaspekt gestärkt werden muss, 

ebenso wie die Fähigkeit der ENP-Instrumente, zur Verbesserung der 

Widerstandsfähigkeit der Partnerländer und ihrer Fähigkeit, unter Achtung der 

Rechtsstaatlichkeit selbst für ihre Sicherheit zu sorgen, beizutragen,; 

14. stellt fest, dass die Ursachen von Terrorismus oft in einer schlechten, nicht alle Akteure 

einbeziehenden Regierungsführung liegen; vertritt die Auffassung, dass die 

internationalen Anstrengungen im Interesse langfristiger Fortschritte auf die Förderung 

der Rechtsstaatlichkeit, demokratischer Grundsätze und der Menschenrechte abzielen 

sollten; betont, dass es wichtig ist, diese Ziele in die Kooperationsabkommen der EU mit 

Drittländern aufzunehmen; fordert die EU auf, mit interessierten Ländern der MENA-

Region weitere Projekte zum Kapazitätsaufbau und von Aktivitäten durchzuführen, in 

deren Rahmen die Aspekte Rechtsdurchsetzung, Strafjustiz und Reform des 

Sicherheitssektors in enger Zusammenarbeit mit Europol, Eurojust, Frontex und CEPOL 

angegangen werden; erachtet die Aufnahme des Dialogs mit moderaten islamischen 

Kräften, die dem Extremismus entgegenstehen, und die Förderung der kulturellen 

Zusammenarbeit für immer dringlicher; 

15. unterstützt eine verstärkte internationale Zusammenarbeit und eine Weitergabe von 

geheimdienstlichen Informationen zwischen den Mitgliedstaaten bei der Ermittlung von 

EU-Bürgern, bei denen die Gefahr besteht, dass sie sich radikalisieren, angeheuert werden 

und aus der EU ausreisen, um sich dschihadistischen und anderen extremistischen 

Gruppen anzuschließen; betont, dass die Länder in der MENA-Region und im Westbalkan 

bei ihren Anstrengungen unterstützt werden müssen, den Strom von ausländischen 

Kämpfern zu stoppen; 

16. fordert die Kommission auf, all ihre Ressourcen auf eigene Rechnung zu mobilisieren und 

die Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, die der Radikalisierung und dem Extremismus 

zugrunde liegenden Faktoren anzugehen und Präventionsstrategien zu entwerfen, welche 

die Bereiche Bildung, soziale Integration, Bekämpfung der Diskriminierung sowie 

interkultureller und interreligiöser Dialog umfassen; empfiehlt mit Blick auf den 

kulturellen Dialog eine engere Zusammenarbeit mit Organisationen; betont, dass die 

Zusammenarbeit mit moderaten Führungspersönlichkeiten der muslimischen 

Gemeinschaft, einschließlich Vertretern der Zivilgesellschaft, sowohl innerhalb der EU als 

auch in Drittländern wichtig ist, um das Problem der Radikalisierung anzugehen; fordert 

die religiösen Führer auf, einen neuen interreligiösen Gipfel einzuberufen, ähnlich dem in 

Assisi im Jahr 2011; ist der Ansicht, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten die 

Überwachung der Aktivitäten von EU-Bürgern in den betroffenen Ländern verbessern 

sollten; ersucht die VP/HV und die Kommission, weiterhin für ausreichende Mittel und 

eine kohärente Nutzung der Instrumente zu sorgen, damit der terroristischen Bedrohung 

begegnet und von der Frühwarnung zum wirkungsvollen frühzeitigen Handeln 

übergegangen werden kann; 

17. ist der Auffassung, dass der Aufbau eines Gegendiskurses, unter anderem in Drittstaaten, 
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zu den Schlüsselelementen gehört, um die Anziehungskraft von Terrororganisationen in 

der MENA-Region zu mindern; fordert die Union auf, ihre Unterstützung von Initiativen 

wie dem Beratungsteam für strategische Kommunikation in Bezug auf Syrien (Syria 

Strategic Communication Advisory Team – SSCAT) zu verstärken und die Nutzung und 

Finanzierung solcher Projekte in Drittstaaten zu fördern; 

18. begrüßt die Entsendung von Experten für Sicherheitsfragen und Terrorismusbekämpfung 

in eine Reihe wichtiger EU-Delegationen zum Ausbau ihrer Fähigkeit, einen Beitrag zu 

den europäischen Anstrengungen zur Terrorismusbekämpfung zu leisten, und zur 

wirksameren Gestaltung der Zusammenarbeit mit den einschlägigen örtlichen Behörden 

sowie den weiteren Ausbau der Kapazitäten des Europäischen Auswärtigen Dienstes 

(EAD) zur Terrorismusbekämpfung; 

19. regt die Entwicklung von Programmen an, die darauf abzielen, gewaltsame und 

interkonfessionelle Konfrontationen zu entschärfen; vertritt die Auffassung, dass 

Programme zur Entradikalisierung wichtige Instrumente sein können, um die 

Rekrutierung von Unionsbürgern durch Terrororganisationen zu verringern; nimmt zur 

Kenntnis, dass einige Mitgliedstaaten ausloten, welches Potenzial die Anwerbung 

ehemaliger ausländischer Kämpfer zur Mitwirkung an Programmen zur Entradikalisierung 

birgt; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Einführung solcher Programme neu abzuwägen; 

20. begrüßt nachdrücklich die im Bericht enthaltene Empfehlung an die Mitgliedstaaten, 

radikalisierte Gefängnisinsassen innerhalb des Justizvollzugs von anderen 

Gefängnisinsassen zu trennen; warnt jedoch davor, diese Trennung wiederum in großen 

Gruppen zu vollziehen, da es auf diese Weise zu einem Zusammenwachsen zwischen 

solchen aktenkundig radikalisierten Gefängnisinsassen und zu Kontaktbildungen kommen 

könnte, die sich nach der Freilassung als potenziell schädlich erweisen könnten; fordert 

die Kommission auf, Pläne zu entwickeln, um die Wiedereingliederung von Personen, bei 

denen die Gefahr einer Rekrutierung besteht, sowie von Personen, denen die Rückkehr 

gelungen ist, zu fördern; 

21. weist darauf hin, dass bei einer umfassenden EU-Präventionsstrategie auch die EU-

Außenpolitik umfassend genutzt werden muss, um die Achtung der Menschenrechte, der 

Demokratie, der Religionsfreiheit und der verantwortungsbewussten Regierungsführung 

zu fördern sowie um Konflikte zu verhindern bzw. zu lösen, damit der Raum für 

extremistische Propaganda verringert wird; 

22. betont, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten in die Mechanismen für die Kooperation bei 

der Terrorismusbekämpfung angemessene Sicherheitsvorkehrungen integrieren müssen, 

um sicherzustellen, dass sich Sicherheit, Menschenrechte und Strafverfolgung nicht 

gegenseitig ausschließen, sondern ergänzen und auf der Rechtsstaatlichkeit sowie der 

Achtung der Grundrechte der Unionsbürger und der Bürger der EU-Partnerländer 

beruhen; fordert die Mitgliedstaaten auf, nach Mitteln und Wegen zu suchen, wie sich die 

Ausbildung von religiösen Führern unter die Aufsicht des Staates bringen lässt und wie 

der Religionsunterricht in förmlichere Bahnen gelenkt werden kann, um Extremisten die 

Grundlage zu entziehen; erkennt an, dass es einer international abgestimmten 

Überwachung der Medien bedarf, die darauf abzielt, den Zugang zu terroristischer 

Propaganda zu unterbinden, sowie einer Verbesserung des Prozesses zur öffentlichen 

Meldung von extremistischen Online-Inhalten; fordert die Einrichtung von Websites oder 
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Kontaktstellen-Hotlines für Bürger, um einen positiven Diskurs und 

Sensibilisierungskampagnen gegen Online- und Offline-Radikalisierung zu unterstützen; 

23. ist der Überzeugung, dass es wichtig ist, einen ganzheitlichen Ansatz bei der Bekämpfung 

der Ursachen der Radikalisierung in Europa zu verfolgen; hebt hervor, dass eines der 

entscheidenden Mittel zur Minderung der Anziehungskraft terroristischer Vereinigungen 

darin besteht, dem Diskurs, der den Aktionen von extremistischen Gruppen zugrunde 

liegt, mit einem Gegendiskurs zu begegnen; ist besorgt darüber, dass die Beziehungen 

zwischen den Gemeinschaften überall in Europa zunehmenden Belastungen ausgesetzt 

sind, und ruft zum interreligiösen Dialog auf; begrüßt, dass im Bericht auf die Ausbildung 

von Geistlichen zur Verhinderung von Hasspredigern Bezug genommen wird; fordert die 

Mitgliedstaaten auf, terroristische Handlungen, die außerhalb ihres Hoheitsgebiets 

begangen werden, unter Strafe zu stellen, und schließt sich der Auffassung an, dass dies 

eines der wirksamsten Instrumente zur Bekämpfung von Terrorismus und Extremismus 

ist; fordert Imame und muslimische Führer auf, sich an die Spitze der Bemühungen zur 

Bekämpfung von Radikalisierung und Hassreden zu stellen, indem sie mit einem 

theologisch fundierten Diskurs gegen fundamentalistische und terroristische Propaganda 

vorgehen; fordert die EU auf, Forschungs- und Informationsprojekte in Bezug auf 

Fundamentalismusbekämpfung und Entradikalisierung zu unterstützen, indem der Dialog 

mit muslimischen Gemeinschaften intensiviert wird mit dem Ziel, unsere Anstrengungen 

zu vereinigen; 

24. stellt fest, dass es erforderlich ist, enger mit Nicht-EU-Ländern zusammenzuarbeiten, um 

Unionsbürger, die ausreisen, um für terroristische Vereinigungen zu kämpfen, und 

anschließend zurückkehren, wirksamer zu identifizieren; unterstützt zudem die im Bericht 

niedergelegten Aufforderungen an den EAD, den Arabischunterricht für seine Mitarbeiter 

auszuweiten, um diese Ziele zu unterstützen; 

25. unterstreicht, dass die EU, die Länder im Westbalkan, die Türkei, die Golfstaaten und 

weitere arabische Staaten gemeinsame Anstrengungen unternehmen sollten, um 

Radikalisierungen und Rekrutierungen zu bekämpfen, die Finanzierungsströme für den 

Terrorismus aufzudecken und einen neuen Diskurs gegen den islamistischen 

Fundamentalismus zu erarbeiten; betont, dass die Zusammenarbeit bei der 

Terrorismusbekämpfung und der Informationsaustausch zentrale Elemente in den 

Beziehungen der EU mit diesen Ländern sein sollten; hebt hervor, dass es zudem von 

wesentlicher Bedeutung ist, eine derartige Zusammenarbeit mit regionalen Organisationen 

wie der Arabischen Liga, der Afrikanischen Union und dem Golf-Kooperationsrat zu 

stärken; 

26. lehnt nachdrücklich etwaige Versuche ab, Passagen aus dem Bericht zu streichen, in 

denen es um die Bekämpfung von Terrorakten und Extremismus an sich geht; ist der 

Auffassung, dass es wenig hilfreich, sondern kontraproduktiv ist, die Verbindung 

zwischen der Bekämpfung der Radikalisierung und der Bekämpfung ihrer 

Erscheinungsformen zu lösen; fordert den Rat auf, eine schwarze Liste europäischer 

Dschihadisten und dschihadistischer Terrorverdächtiger zu erstellen. 
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